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ANTRAG 

 

Der Zentralausschuss möge umgehend Verhandlungen mit dem BMI aufnehmen, um nachangeführte 

Verbesserungen für die KollegInnen zu erreichen: 

 

 Befreiung der PolizistInnen von artfremden Tätigkeiten, wie z.B. den Transport von 

Asylkwerbern 

 

 Mehrdienstleistungen 

- Beendigung der bundesweiten Überstundenreduzierungen  

- Entscheidungsfreiheit für alle PolizistInnen, ob Überstunden finanziell oder durch Freizeit 

ausgeglichen werden sollen 

- Steuerfreiheit für angeordnete Überstunden 

- Kein willkürlicher Wechsel von Dienstsystemen, die nur der Vermeidung von 
Mehrdienstleistungen dienen 

 

 Schutzausrüstung 

Sofortiger Ankauf der fehlenden Schutzausrüstung und technischer Einsatzmittel wie z.B. 
Stichschutzwesten, Unterziehwesten, Sicherheitsholster mit verstärkter Trageplatte und 
Taschenlampen. 

 

 Einsatzversorgung 

Eine geeignete Versorgung der Einsatzkräfte muss gewährleistet sein. 
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 Zuteilungen 

Zwangskommandierungen- und zuteilungen sind auf ein Monat zu reduzieren, auch Polizisten 
sind Menschen und haben Familien, die durch sofortige und langfristige Abwesenheiten belastet 
werden. Freiwillige Zuteilungen bleiben davon ohnehin unberührt. 

 

 Zuteilungsgebühren 

Aufhebung der Reduzierung der Zuteilungsgebühr ab dem 2. Monat auf 50 % 
 

 Psychologische Betreuung 

Professionelle psychologische Betreuung der Einsatzkräfte vor Ort, aber nur auf Basis der 
Freiwilligkeit und durch externes Personal 

 

Jene Forderungen, die nur durch eine Gesetzesänderung umsetzbar sind, wie die Steuerfreiheit für 

angeordnete Überstunden und die Aufhebung der Reduzierung der Zuteilungsgebühr, sollten bis zu 

einer tatsächlichen Gesetzesänderung in Form einer Einsatzzulage gewährt werden.  

 

Die angeführten Forderungen sind nach unserer Ansicht seit langem überfällig und unter allen 

Umständen erforderlich, um die Einsatzbereitschaft und die Motivation sowie die Sicherheit der 

PolizistInnen zu gewährleisten. 

 

Mit AUF-richtigen Grüßen: 

 

 

 

Dietmar Hebenstreit                                             Reinhold Maier                                             Franz Hartlieb 


